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Liebe Mitglieder,

Den 26. September 2021 wird man wohl 
noch lange in Erinnerung behalten. Natürlich 
nicht, weil man sich beim Marathonlauf über-
schätzt hat und schon beim Startschuss wuss-
te, die Puste reicht eigentlich nur die Sieges-
säule zweimal zu umrunden, um festzustellen, 
die restlichen 42 km wären dann doch zu viel, 
zumal einen die Verpflichtung drückte noch 
schnell wählen gehen zu müssen. Von wegen 
schnell, haben sie auch zweimal um die Ecke 
in der Schlange stehen müssen und es beschlich 
einen das Gefühl, der Marathonlauf wäre 
auch nicht anstrengender gewesen. Als man 
dann selbst dran war, dann ahnte man, wor-
auf der Stau zurückzuführen war. Die Fülle der 
Stimmzettel, die für die einzelnen Wahlen zu 
berücksichtigen bzw. anzukreuzen waren, hat-
ten die Wähler offensichtlich so verunsichert, 
dass mit einer Schlangenbildung von vornhe-
rein hätte gerechnet werden müssen. Allein 
der Stimmzettel mit der Fragestellung, kom-
merzielle Wohnbauunternehmen zu enteignen 
oder nicht, war sehr überschaubar gestaltet und 
konnte schnell mit einem Ja erledigt werden. 

Man musste aber beachten, dass dieses Ja, 
auch wenn sich viele Mieter auf die Seite der 
Initiative stellen, nur dann ausreichen wür-
de, wenn ein sog. Quorum, d. h. eine Mehr-
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heit von ca. 630.000 Wählern, die Enteig-
nung der Wohnungsbaukonzerne bejaht. Aber 
auch wenn dieses Quorum erreicht ist, heißt es 
nicht, dass es morgen zu irgendwelchen Ent-
eignungsszenarien kommen wird. Man muss 
an dieser Stelle auch berücksichtigen, dass es 
sich nur um eine unverbindliche Aufforderung 
an den Senat handelt, sich mit dem Thema 
zu befassen. Die entscheidende Frage ist aber 
doch, wie wird sich die zukünftig regierende 
Koalition zusammensetzen. Die FDP ist strikt 
dagegen, die SPD und die Grünen wissen noch 
nicht so recht, nur die Linke mit einem nicht 
sehr überzeugenden Wahlergebnis ist klar für 
eine Enteignung. Der Druck im Kessel ist 
groß. Der letzte Deckelungsversuch ist geschei-
tert, daran sollte sich der politische Gesetzge-
ber erinnern, wenn er sich in Anbetracht des 
Wahlergebnisses dann doch dazu entschließen 
sollte, ein Gesetz zur Vergesellschaftung von 
Wohnungsunternehmen zu verabschieden. Die 
Einführung des Mietendeckels bzw. die Kos-
ten, die im Zusammenhang mit der Durch-
führung und letztendlich mit den Prozesskos-
ten entstanden sind, beliefen sich auf ca. 5 Mil-
lionen Euro. Berücksichtigt man weiter, dass 
man mit diesem Mietendeckel letztendlich nur 
eine große Verunsicherung der Mieter und ggf. 
auch der Vermieterverbände erreicht hat, dann 
wäre der Senat gut beraten, wenn er (wie im 
wahren Leben) nur den schlechtesten Fall im 
Auge behalten würde und nicht ausschließlich 
auf den Fall abstellt, dass alles gut geht. Al-
les gut gehen, würde bedeuten, dass man so-
wohl die finanziellen Belastungen überlebt hat, 
wie auch den Gang der Immobilienkonzerne 
nach Karlsruhe. Selbst Immobilienkonzerne 
haben erkannt, dass es so nicht weitergehen 
kann. Im Zusammenhang mit der Übernahme 
von Deutsche Wohnen durch Vonovia haben 
beide Gesellschaften Berlin einen sog. Sozial-
pakt Wohnen angeboten. Demnach sollen in 
den nächsten Jahren Mieten in Berlin maximal 
um 1% pro Jahr steigen und in den beiden fol-

genden Jahren nicht stärker als die Inflations-
rate. Zusätzlich sollen die Kosten für die Sa-
nierung für die Energiesparmaßnahmen nicht 
voll auf die Mieter umgelegt werden. Ob die-
ser Plan wirklich umgesetzt wird, bleibt abzu-
warten. Jedenfalls wollen die Grünen ebenfalls 
im Rahmen eines Mietenschutzschirmes auf 
die Immobilienkonzerne zugehen, um im Zu-
ge eines Deals eine Mietenstabilisierung durch 
Gewährung von öffentlichen Mitteln zu errei-
chen. Auch hat der Senat die Absicht, die kom-
munalen Wohnungsunternehmen anzuwei-
sen, Mieterhöhungen gegebenenfalls auf 2,5 % 
jährlich zu begrenzen bzw. sollen ab 2025 die 
Mieten analog zur Inflationsrate steigen. Zu-
sätzlich will der Senat über die bereits vorhan-
denen sog. Erhaltungsgebiete hinaus das ge-
samte Stadtgebiet mit einem sog. Umwand-
lungsverbot belegen. Damit soll verhindert 
werden, dass die Mieter um den Umwand-
lungsdruck zu entgehen lieber in Stadtrand-
wohnungen umziehen. Vom Umwandlungs-
verbot sind lediglich die Objekte ausgenom-
men, die über nicht mehr als 5 Wohnungen 
verfügen und/oder wo die Mieter bereit sind, 
die Wohnungen selbst zu erwerben.

Vor diesem Hintergrund spürt man, dass 
die essenziellen Sorgen der Mieter doch wahr-
genommen werden.

Ich möchte die Gelegenheit  nutzen,  mich 
auch im Namen der übrigen wiedergewählten 
Mitglieder des gesamten Vorstandes  dafür zu 
bedanken, dass sie uns ein weiteres Mal ihr Ver-
trauen geschenkt haben.

Im Übrigen ducken Sie sich bitte vor der 
vierten Welle und vergessen Sie nicht die drit-
te Impfung.

Ihr Michael Müller-Degenhardt,  
Vorstandsvorsitzender  

des Mieterschutzbundes Berlin e.V.
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Mitglieder  

werben Mitglieder
Auch in diesem Jahr haben wir die Gewinner unserer  

bewährten Aktion „Mitglieder werben Mitglieder“ ermittelt  
und zusätzliche Preise ausgelost. Freuen können sich  

dieses Mal folgende Mitglieder:

1. Preis – 150,00 Euro-Einkaufsgutschein
Wolfgang Niederhoffer 

2. Preis – 100,00 Euro-Einkaufsgutschein
Melanie Wust

3. Preis – 50,00 Euro-Einkaufsgutschein
Barbara Steinke

Herzlichen Glückwunsch! 

Die Gutscheine werden den Preisträgern gegen Vorlage  
eines Lichtbildausweises in der Hauptgeschäftsstelle  

Konstanzer Straße in Berlin-Wilmersdorf  
ausgehändigt. 

Wir möchten die Ge-
legenheit nutzen und noch-

mals ausdrücklich auf unsere  
Aktion „Mieter werben Mieter“ auf-

merksam machen. Sind Sie mit uns zu-
frieden, empfehlen Sie uns gern weiter! 
Für jedes von Ihnen geworbene Mitglied 
erhalten Sie eine Gutschrift in Höhe von 
5,00 Euro auf Ihrem Beitragskonto. Zu-
sätzlich nehmen Sie an der Verlosung 

weiterer Preise teil! Machen Sie 
mit! Werben Sie Mitglieder! 

Es lohnt sich!

Persönliche Beratung
Aufgrund der Corona-Situation waren wir  

seit Monaten gezwungen, unser Beratungs-
angebot den jeweiligen pandemischen Ge-

gebenheiten anzupassen. Zu Ihrem und 
zum Schutz unserer Mitarbeiter*innen und 

Rechtsberater*innen haben wir unser Bera-
tungsangebot zuletzt fast ausschließlich te-

lefonisch unterbreiten können. Zwar zeigt die 
Erfahrung der zurückliegenden Monate, dass 
auch diese Beratungsform durchaus effektiv, 
zuverlässig und unkompliziert ist. Dennoch ist 
der persönliche Kontakt zu unseren Mitglie-

dern unentbehrlich. Aus diesem Grund kehren 
wir – sofern es die Corona-Situation zulässt – 

in die Präsenzberatung zurück.

Benötigen Sie einen Beratungstermin, 
rufen Sie unsere Mitarbeiter*innen an!  

Besprechen Sie, ob Sie den Termin persönlich 
oder telefonisch wahrnehmen wollen. 

Kommen Sie zu einem persönlichen Termin in  
einer unserer Filialen, beachten Sie bitte, dass 

nach wie vor die Abstands- und Hygiene
regelungen einzuhalten sind. Das Tragen  

eines Mund-Nasen-Schutzes ist erforderlich! 
Bitte erscheinen Sie nicht zu früh! Bitte hal-
ten Sie sich in unseren Räumen nicht länger 

als nötig auf! Bitte bleiben Sie bei Krankheits-
symptomen (Husten, Fieber, Erkältung ...)  
oder bei einem positiven Test zu Hause!  

Ein persönlicher Termin kann in jedem Fall in 
einen telefonischen Beratungstermin umge-

wandelt werden.

Vielen Dank!
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Weih-
nachts- 

regelungen
In nicht mehr allzu ferner Zeit steht  

wieder einmal Weihnachten „vor der Tür“.  
Auch in diesem Jahr müssen Sie auf die Beratung 

des Mieterschutzbundes Berlin e.V. nicht verzichten.  
Wir sind für Sie da!

Am 24.12. und 31.12.2021 bleiben alle  
Filialen geschlossen.

Vom 27.12.2021 bis einschließlich 30.12.2021  
findet die Beratung in unseren Filialen Wilmersdorf, 

Mitte und Wedding von 9 Uhr bis 17 Uhr statt.  
Die Filiale Neukölln bleibt geschlossen. 

Die telefonische Beratung findet in dieser Zeit  
lediglich von 12 Uhr bis 14 Uhr statt. Die telefonische 

Nachmittagsberatung 
entfällt. 



PROTOKOLL

Am 21. September 2021 fand im Logenhaus Berlin, 
Emser Straße 12-13, 10719 Berlin-Wilmersdorf die 
satzungsgemäß einberufene und durchgeführte Mit-
gliederversammlung des Jahres 2021 statt.

Beginn der Veranstaltung: 	 18.11  Uhr
Die Versammlung endete:	 18.50 Uhr
Anwesende Teilnehmer: 	 33 Mitglieder
Stimmberechtigte Teilnehmer: 	 32 Mitglieder

TOP 1
Der Vorsitzende des Vereins, Rechtsanwalt Müller-
Degenhardt, begrüßt alle erschienen Mitglieder. Er 
bedankt sich für die Teilnahme trotz Corona-Situa-
tion. Auch im Jahr 2021 konnte die Mitgliederver-
sammlung aufgrund der Corona-Auflagen erst spä-
ter stattfinden.

Er berichtet, dass das Vorstandsmitglied, Rechts-
anwalt Zuther, krankheitsbedingt nicht an der Ver-
sammlung teilnehmen kann.

Einen weiteren Dank spricht der Vorstandsvorsit-
zende allen Mitarbeitern und Rechtsberatern aus. 
Die Corona-Virus-Pandemie bedeutete für unsere 
Beratungspraxis eine besondere Herausforderung. 
Sei es, dass von persönlicher auf telefonische Be-
ratung umgestellt wurde. Sei es, dass viele Unter-
lagen per Post, Mail oder Fax eingingen. Allen Mit-
arbeitern des Mieterschutzbundes wurde ein hohes 
Maß an Flexibilität abverlangt. Dafür dankt Rechts-
anwalt Müller-Degenhardt im Auftrag des Vorstan-
des ausdrücklich.

Der Vorstandsvorsitzende berichtet mit großem Be-
dauern, dass die langjährige Büroleiterin des Ver-
eins, Frau Böttcher, in den wohlverdienten Ruhe-
stand geht. Er stellt den Anwesenden Frau Fiedler 
vor, die einen großen Teil der bisher von Frau Bött-
cher erfüllten Aufgaben übernimmt und deshalb ers-
te Ansprechpartnerin in der Hauptgeschäftsstelle 
sein wird.

TOP 2
Herr Müller-Degenhardt stellt die ordnungsgemäße 
Einberufung der Mitgliederversammlung und die Be-
schlussfähigkeit der Mitgliederversammlung fest. Er 

leitet die Versammlung. Er teilt mit, dass zu der mit 
der Einladung mitgeteilten Tagesordnung keine Än-
derungs- und Ergänzungsanträge vorliegen.

TOP 3
Herr Müller-Degenhardt stellt die Genehmigung des 
Protokolls der Mitgliederversammlung 2020, ab-
gedruckt in der Ausgabe 1/2021 der Vereinszeit-
schrift „Mieterschutz“ zur Abstimmung. Das Pro-
tokoll konnte für gewünschte nochmalige Kenntnis-
nahme in der Versammlung eingesehen werden. Auf 
Nachfrage äußert kein Teilnehmer diesen Wunsch. 
Auf weitere Nachfrage findet eine offene Abstim-
mung zur Genehmigung des Protokolls der Mitglie-
derversammlung 2020 durch Aufzeigen der Stimm-
karten statt. Abstimmungsergebnis: 30 Ja-Stimmen, 
2 Enthaltungen. Das Protokoll wird durch Mehrheits-
beschluss der Mitgliederversammlung genehmigt.

TOP 4
Herr Müller-Degenhardt referiert über die recht
liche und politische Situation auf dem Berliner Woh-
nungsmarkt.

Herr Müller-Degenhardt weist darauf hin, dass die 
heutige Situation auf dem Berliner Wohnungsmarkt 
eine längere Vorgeschichte hat. Schon mit dem En-
de der Wohnungsgemeinnützigkeit im Jahr 1990 lie-
fen die durch steuerliche Anreize geschaffenen 
Beschränkungen von Mieterhöhungen und Unter-
nehmensgewinnen aus. Die öffentlichen Wohnungs-
unternehmen verkauften große Wohnungsbestän-
de, z.B. schon seinerzeit an Vonovia. Aufgrund der 
prekären finanziellen Situation des Landes Berlin in-
folge der Bankenkrise wurden dann weitere Woh-
nungen privatisiert, so allein im Jahr 2004 ca. 64.000 
Wohnungen der GSW. Die Finanzkrise 2008 und die 
damit einhergehende Senkung des Leitzinses durch 
die Europäische Zentralbank trugen ihr Übriges dazu 
bei, dass weitere große Immobilienankäufe den Ber-
liner Wohnungsmarkt beeinflussten.

Herr Müller-Degenhardt spricht über die Bundesrats
initiative des Berliner Senats, wobei zur Ausgestal-
tung eines bundesweiten Mietendeckels bisher nur 
wenige Informationen vorliegen. In landespoliti-
scher Hinsicht merkt er den Mietenschutzschirm 

Protokoll  
der ordentlichen Mitgliederversammlung 

des Mieterschutzbund Berlin e.V. vom 21. September 2021
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der Grünen und die Absicht der FDP, in den nächs-
ten Jahren 200.000 Wohnungen bauen zu wollen, an.
Gute Erfahrungen hat man mit der Ausweisung der 
Milieuschutzgebiete gemacht. Inzwischen stieg de-
ren Zahl in Berlin auf 65. Verstärkt werden Abwen-
dungsvereinbarungen geschlossen, d.h. Vermieter 
verzichten z.B. auf Aufteilung in Wohnungseigen-
tum, auf mieterhöhende Modernisierungen oder ak-
zeptieren einen Verkauf ausschließlich an die Mie-
ter. Auch das den Bezirken eingeräumte Vorkaufs-
recht wird häufiger ausgeübt. Jedoch weist Herr 
Müller-Degenhardt darauf hin, dass dies natürlich 
nicht ausreiche, um allen Berliner Mietern ausrei-
chend Schutz zu gewähren.

Ein ebenso gutes Instrument zur Regulierung des 
Mietmarktes ist die zwischen den städtischen Woh-
nungsbaugesellschaften und dem Berliner Senat ge-
troffene Kooperationsvereinbarung „Leistbare Mie-
ten, Wohnungsneubau und soziale Wohnraumver-
sorgung“. Seit ca. 1,5 Jahren haben die Mieter der 
300.000 städtischen Wohnungen keine Mieterhöhung 
bekommen. Die ab Januar 2022 möglichen Mieterhö-
hungen werden mit nicht mehr als 2,5 Prozent mode-
rat ausfallen.

Herr Müller-Degenhardt weist wiederholt darauf 
hin, dass der Wohnungsneubau eine wichtige Rolle 
bei der Regulierung des Mietenmarktes spielt. Das 
Land Berlin hat sein Ziel, 20.000 neue Wohnungen zu 
bauen deutlich verfehlt. Dafür wurden verstärkt Be-
standsobjekte angekauft. Dies schaffe keinen neuen 
Wohnraum und ist aufgrund von häufigem Instand-
haltungsrückstau, aber auch einer Asbestbelastung 
oft problembehaftet und birgt für die städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften ein hohes finanzielles 
Risiko. Schon 2019 hat die Degewo etwa 2.200 Woh-
nungen von Deutsche Wohnen erworben. Auch die 
Gewobag kaufte 6.000 Wohnungen in Spandau und 
Reinickendorf. Einst gehörten sie der landeseigenen 
GSW, die sie 2004 für ca. 400,00 Euro pro Quadrat-
meter verkaufte. Der heutige Rückkaufpreis liegt bei 
2.400,00 Euro pro Quadratmeter.

Herr Müller-Degenhardt führt weiter zur Mietpreis-
bremse aus. Er begrüßt deren Verlängerung bis 2025 
und die Verschärfungen der gesetzlichen Möglich-
keiten für die Mieter. Der Mietendeckel führte da-
zu, dass die Nichteinhaltung der Mietpreisbremse in 
den vergangenen Monaten häufiger gerügt wurde.

Der Vorstandsvorsitzende positioniert sich wei-
tergehend zur Abstimmung zum Volksbegehren 
„Deutsche Wohnen & Co. enteignen“. Er erläutert, 
dass es ein weitreichendes Bedürfnis für das An-
liegen der Initiative gibt. Im Vorfeld hatten 350.000 
Berliner*innen dafür gestimmt, erforderlich waren 

lediglich 175.000 Stimmen. Die Initiative geht davon 
aus, dass mit diesem „Deal“ 240.000 Wohnungen 
in den kommunalen Bestand übergehen. Spannend 
sei dabei die künftige Zusammensetzung des Sena-
tes. Die SPD trägt ein mögliches Enteignungsgesetz 
nicht mit. Ohne sie wird es schwierig sein, ein Ent-
eignungsgesetz durchzusetzen. Ein großes Problem 
sieht Herr Müller-Degenhardt in der Festsetzung der 
Entschädigungssumme. Derzeit geht man davon aus, 
dass bis zu einer Entschädigungssumme von 17 Mil-
liarden Euro eine Refinanzierung ohne Mieterhöhun-
gen und zusätzliche Finanzierungsmittel aus den lau-
fenden Mieteinnahmen möglich ist. Ob diese Rech-
nung am Ende aufgeht, bleibt derzeit offen. Herr 
Müller-Degenhardt sieht ein beträchtliches finanzi-
elles Wagnis sowie das Risiko jahrelanger Rechts-
streitigkeiten. Beides führt nicht dazu, dass mehr 
Wohnungen auf dem Markt angeboten werden kön-
nen.

Herr Müller-Degenhardt weist im Fortgang seiner Er-
läuterungen zur mieterpolitischen Situation in Ber-
lin auf den Beschluss zur Rechtsverordnung für Ge-
biete mit angespanntem Wohnungsmarkt nach dem 
Baulandmobilisierungsgesetz hin. Über die Rechts-
verordnung wird das Land Berlin als ein Gebiet mit 
einem angespannten Wohnungsmarkt bestimmt. Die 
Genehmigungspflicht für die Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen in bestehenden Wohnge-
bäuden ab fünf Wohnungen gilt dann stadtweit. 

Ebenso spannend wird sein – so Herr Müller-De-
genhardt weiter – was der angestrebte Zusammen-
schluss von Deutsche Wohnen und Vonovia für die 
Berliner Mieter*innen bringt. Beide Gesellschaften 
haben zwar einen Sozialpakt geschlossen, der Miet-
erhöhungen begrenzen soll. Doch in der Vergangen-
heit haben beide Gesellschaften abweichende ge-
schäftliche Strategien verfolgt.

Auch die langen Baugenehmigungsverfahren sind 
für Herrn Müller-Degenhardt eine schwierige Hürde 
auf dem Weg, Neubauten zu errichten. Ob dies nun 
an den vielen wohnungspolitischen Diskussionen in 
der Vergangenheit oder an der personellen Unterbe-
setzung der öffentlichen Bauämter liege, sei nicht 
von Bedeutung. Fakt sei, dass sich diese Situation 
schnell ändern müsse. Erst dann können die landes-
eigenen Wohnungsbaugesellschaften, die immerhin 
die günstigeren (Sozial-)Wohnungen bauen, ihr Pla-
nungsziel von 20.000 neuen Wohnungen erreichen. 
Immerhin dürften aktuell ca. 130.000 Sozialwohnun-
gen fehlen.

Herr Müller-Degenhardt schließt mit dem Hinweis, 
dass auch die Wohnungspolitik mit dem Klima-
schutz eng verknüpft ist. Die Klimaschutzziele sind 
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nur durch modernisierte Bestandsbauten, vor allem 
aber durch energieeffizienten Neubau zu erreichen.

TOP 5
Rechtsanwalt Müller-Degenhardt erteilt Frau Rechts-
anwältin Rönnbeck das Wort für den Jahresbericht 
über das abgelaufene Geschäftsjahr 2020.

Pandemiebedingt hat sich die Mitgliederzahl im Jahr 
2020 nur leicht erhöht. Sie lag im Dezember 2020 bei 
39.283 Mitgliedern.

Da der Verein über einen langen Zeitraum überwiegend 
nur telefonische und keine Präsenzberatung durchfüh-
ren konnte, hat sich die bisherige jährliche Zunahme 
der Mitgliederzahl in 2020 nicht so fortgesetzt.

Das ausgeweitete Telefonberatungsangebot wurde 
von den Mitgliedern sehr stark in Anspruch genommen. 
Für die Mitarbeiter*innen und Rechtsberater*innen 
bedeutete sowohl die Rechtsänderung im Zusammen-
hang mit dem sog. Mietendeckel als auch die pande-
miebedingt eingeschränkte Beratungssituation einen 
deutlich erhöhten Aufwand. Frau Rönnbeck dankt im 
Namen des Vorstandes allen Beteiligten, dass die Be-
ratungstätigkeit des Vereins in den schwierigen Zei-
ten gut durchgeführt werden konnte.

Zu den Geschäftszahlen führt Frau Rönnbeck wie 
folgt aus:

Der gesamte Erlös für das Jahr 2020 belief sich auf 
1,878 Millionen Euro. Das ist ein Mehrerlös im Ver-
gleich zum Vorjahr von ca. 19.000,00 Euro.

Der Erlös setzt sich überwiegend aus den Mitglieds-
beiträgen in Höhe von ca. 1.823.000,00 Euro zusam-
men. Im Vergleich zum Vorjahr ist das ein Anstieg um 
ca. 37.000,00 Euro.

Das Aufkommen der Mitgliedsbeiträge nach den ein-
zelnen Filialen des Vereins ergibt sich wie folgt:

Hauptgeschäftsstelle	 ca. 623.000 Euro
Filiale Neukölln	 ca. 476.000 Euro
Filiale Mitte	 ca. 475.000 Euro
Filiale Wedding	 ca. 229.000 Euro

Neben Mitgliedsbeiträgen wurden Aufnahmegebüh-
ren in Höhe von ca. 19.000 Euro vereinnahmt.

Weitere Erlöse ergaben sich aus dem für die Mit-
glieder geführten Schriftverkehr in Höhe von ca. 
32.000,00 Euro. Aufgrund der in 2020 nur sehr ein-
geschränkten Präsenzberatung sind diese Erlöse im 
Vergleich zum Vorjahr um 6.000,00 Euro gefallen.

Die Erlöse für Ortsbesichtigungen und Belegeinsich-
ten haben sich ebenfalls aufgrund der durch Corona 
bedingten Einschränkungen nahezu halbiert.

Zu den Erlösen sind Mahngebühren hinzuzusetzen. 
Sie liegen unverändert bei ca. 7.200,00 Euro.

Seit Sommer 2018 besteht zwischen dem Verein 
und dem Bezirksamt Tiergarten eine Kooperations-
vereinbarung. Der Verein führt für den Bezirk Tier-
garten in der Lützowstraße an zwei Tagen pro Wo-
che à 3 Stunden mietrechtliche Beratung durch. Im 
Jahr 2020 ergaben sich daraus Erlöse in Höhe von 
6.000,00 Euro. Auch hier ergaben sich pandemiebe-
dingt Ausfälle.

Vom Rechtsschutzversicherer erhält der Verein für 
das Erheben der Versicherungsbeiträge eine Verwal-
tungsgebühr. Im Jahr 2020 waren dies 7.100,00 Euro.

Insgesamt ergibt sich eingangs benannter Betrag.

Zu den Ausgaben des Vereins führte Frau Rönnbeck 
wie folgt aus:

Die Aufwendungen des Vereins ergeben sich zum 
größten Teil aus den Kosten für die Rechtsberatung 
und den Kosten für den Personalaufwand.

Für die Rechtsberatung wurden auf ca. 593.000,00 Eu-
ro. Die Beratungsschienen mussten wegen der star-
ken Zunahme von Anfragen aufgrund des Mietende-
ckels für die Telefonberatung aufgestockt werden.

Weitere Kosten sind für schriftliche Anfragen und 
Arbeiten im Backoffice in Höhe von 35.000,00 Euro 
entstanden.

Die Kosten für den Personalaufwand beliefen sich in 
2020 auf ca. 520.000,00 Euro. Für Sozialaufwendun-
gen sind 87.000,00 Euro angefallen.

Für alle Filiale mit Ausnahme der Konstanzer Stra-
ße sind Mietkosten in Höhe von 98.000,00 Euro zu 
nennen.

Weitere betriebliche Aufwendungen in Höhe von 
116.000,00 Euro waren für die Vereinszeitschrift „Mie-
terschutz“ notwendig. Hinzu kommen die Kosten für 
die redaktionelle Arbeit in Höhe von 21.000,00 Euro.

Die Kosten für den Bürobedarf, z.B. Papier, Por-
to, Telefon, Steuerberatung, der Filialen lagen bei 
138.000,00 Euro. Die Kosten für das Telefon liegen 
ca. 7.000,00 Euro höher als im Vorjahr. Auch dies 
dürfte auf die Zunahme der telefonischen Beratung 
zurückzuführen sein.

4 / 2021     mieterschutz  7



Weitere Kosten ergaben sich
 

	 für Strom und Reinigung in Höhe von 32.000,00 Euro,
	 für technische Miet- und Wartungsverträge in Höhe 

von 44.000,00 Euro
	 für Versicherungsbeiträge in Höhe von 9.000,00 Euro
	 für Fremdleistungen in Höhe von 44.000,00 Euro 
	 für Instandhaltungen und Reparaturen in Höhe von 

17.000,00 Euro sowie
	 für Abgaben und Gebühren in Höhe von 54.000,00 Euro.

Die Abschreibungen beliefen sich auf 20.000,00 Euro.

Den Einnahmen in Höhe von 1.878.000,00 Euro ste-
hen Gesamtausgaben in Höhe von 1.699.000,00 Eu-
ro gegenüber, so dass ein Überschuss in Höhe von 
179.000,00 Euro verbleibt.

Es ist beabsichtigt, den Überschuss für weitere Mo-
dernisierungen der Filialen einfließen zu lassen. Da-
rüber hinaus soll der Bibliotheksbestand ständig er-
weitert und ergänzt werden.
	

TOP 6
Der Rechnungsprüfer, Rechtsanwalt Zipse, verliest 
den Bericht über die am 23. August 2021 durchge-
führte jährliche Rechnungsprüfung beim Verein und 
teilt mit, dass sich keine Beanstandungen ergeben 
hatten.

TOP 7
Auf der Grundlage des Geschäftsberichts und des 
Rechnungsprüfungsberichts wird der Vorstand 
durch die Mitgliederversammlung bei Stimment-
haltung der Mitglieder des Vorstands ohne weite-
re Enthaltungen oder Gegenstimmen durch die Mit-
gliederversammlung entlastet. Die Entlastung er-
folgt durch Aufzeigen der Stimmkarten in offener 
Abstimmung, nachdem auf die Frage des Sitzungs-
leiters durch kein Mitglied der Versammlung gehei-
me Abstimmung beantragt wurde.

TOP 8
Der Versammlungsleiter, Herr Müller-Degenhardt, 
übergibt nun an das Vorstandsmitglied, Rechts-
anwalt Schirmacher, der die nun unter TOP 8 und 
TOP 9 durchzuführenden Wahlen leitet.

Für die Wahl des Vorstandsvorsitzenden übernimmt 
Rechtsanwalt Schirmacher die Versammlungslei-
tung. Er stellt fest, dass es für die Position des Vor-
standsvorsitzenden einen eingegangenen Wahlvor-
schlag gibt. Er wendet sich namentlich an Herrn Mül-
ler-Degenhardt. Dieser erklärt seine Kandidatur. Auf 

Bitte um Abstimmung entscheidet die Mitglieder-
versammlung, die Wahl des ersten Vorsitzenden im 
Wege offener Stimmenabgabe, mittels der bei Ver-
sammlungsbeginn ausgegebenen Stimmkarten vor-
zunehmen.

Bei der so durchgeführten Abstimmung entfielen al-
le 32 Stimmen (einstimmig) auf Herrn Müller-Degen-
hardt.

Herr Müller-Degenhardt nimmt die Wahl zum Vorsit-
zenden an und ist somit für weitere drei Jahre in sei-
nem Amt bestätigt. 

Im Anschluss erfolgt die Wahl der vier Beisitzer. Es 
liegen fristgerecht eingegangene Wahlvorschlä-
ge für Frau Rechtsanwältin Rönnbeck, Frau Rechts-
anwältin Selle, Herrn Rechtsanwalt Schirmacher, 
Herrn Rechtsanwalt Zuther, Rechtanwältin Gutöhr-
lein und Rechtsanwalt Braemer vor. Rechtsanwältin 
Gutöhrlein und Rechtsanwalt Braemer erklärten vor 
der Mitgliederversammlung schriftlich, nicht kandi-
dieren zu wollen. Die übrigen Vorgeschlagenen er-
klären ihre Bereitschaft zur Kandidatur. Vom nicht 
anwesenden Rechtsanwalt Zuther liegt eine ent-
sprechende schriftliche Erklärung vor.

Herr Schirmacher erklärt, dass die Wahl der Beisit-
zer des Vorstandes gemäß § 10 der Satzung geheim 
erfolgt, auf Mehrheitsbeschluss der Mitgliederver-
sammlung kann diese jedoch auch offen und im Block 
durchgeführt werden.

Auf Nachfrage erklären die vorgeschlagenen Kan-
didaten, im Block kandidieren zu wollen. Herr Schir-
macher bittet die Mitgliederversammlung, über den 
Antrag der Blockwahl per Stimmkarte abzustimmen. 
Die Mehrheit der anwesenden Mitglieder stimmt der 
Blockwahl zu.

Herr Schirmacher bittet die Mitgliederversammlung 
nun, über den Antrag einer offenen Blockwahl per 
Stimmkarte abzustimmen. Die Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder stimmt der offenen Blockwahl zu.

Bei der in offener Blockwahl durchgeführten Abstim-
mung mittels der bei Versammlungsbeginn ausgege-
benen Stimmkarten entfallen 31 Ja-Stimmen auf die 
als Block kandidierenden Beisitzer. Die Kandidaten 
sowie ein weiteres Mitglied haben sich der Stimme 
enthalten.

Alle Kandidaten nehmen die Wahl zum Beisitzer im 
Vorstand an und sind somit für weitere drei Jahre in 
ihrem Amt bestätigt. Vom nicht anwesenden Rechts-
anwalt Zuther liegt eine entsprechende schriftliche 
Erklärung vor.

PROTOKOLL
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TOP 9
Für das Amt des Rechnungsprüfers sind der bishe-
rige Rechnungsprüfer Rechtsanwalt Zipse sowie 
Rechtsanwältin Egner vorgeschlagen. Beide be-
stätigen ihre Kandidatur. Von der nicht anwesen-
den Rechtsanwältin Egner liegt eine entsprechende 
schriftliche Erklärung vor.

Auf Bitte um Abstimmung entscheidet die Mitglie-
derversammlung, die Wahl der Rechnungsprüfer im 
Block und im Wege offener Stimmenabgabe, mittels 
der bei Versammlungsbeginn ausgegebenen Stimm-
karten vorzunehmen.

Bei der so durchgeführten Abstimmung entfielen 
31 Stimmen auf die beiden Kandidaten. Der kandidie-
rende Rechtsanwalt Zipse enthielt sich der Stimme.
Rechtsanwalt Zipse und Rechtsanwältin Egner er-
klären, die Wahl zum Rechnungsprüfer anzunehmen. 
Von der nicht anwesenden Rechtsanwältin Egner 
liegt eine entsprechende schriftliche Erklärung vor.
Herr Schirmacher übergibt nach beendetem Wahl-
procedere an den Versammlungsleiter, Herr Müller-
Degenhardt. 

PROTOKOLL

TOP 10
Der Versammlung liegen keine weiteren Anträge vor.

TOP 11
Aus dem Kreis der Teilnehmer wird die Frage gestellt, 
ob der Verein regelmäßig durch das Finanzamt geprüft 
wird. Frau Rönnbeck bestätigt, dass es regelmäßi-
ge Prüfungen des Finanzamtes gibt. Sie verweist dar-
auf, dass der Verein das Steuerbüro Ossenkopp mit der 
Lohnbuchhaltung und steuerlichen Betreuung beauf-
tragt hat. Bisher gab es keinerlei Beanstandungen.

Weitere Anmerkungen oder Anfragen gibt es nicht.

Der Vorstandsvorsitzende und Versammlungsleiter, 
Herr Müller-Degenhardt, schließt die Versammlung 
um 18.50 Uhr.

Vorstandsvorsitzender 
Rechtsanwalt Michael Müller-Degenhardt
						    
Protokollführerin
Rechtsanwältin Kati Selle
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TIERHALTUNG

Im ersten Teil des Artikels haben wir 
uns mit der Frage beschäftigt, ob eine 
Erlaubnis zur Tierhaltung beim Ver-
mieter einzuholen ist und unter wel-
chen Umständen der Vermieter die 
Tierhaltung untersagen kann. Doch 
welche rechtlichen Konsequenzen 
kann es haben, wenn die Erlaub-
nis zur Tierhaltung zwar notwendig 
ist, jedoch nicht vorliegt? Was pas-
siert, wenn von der erlaubten Tier-
haltung Störungen ausgehen? Macht 
es einen Unterschied, ob der Mieter 
rechtsirrig davon ausging, eine Er-
laubnis sei nicht erforderlich, ob er 
das Einholen der Erlaubnis verges-
sen hat oder er wohlwissend, die Er-
laubnis zu benötigen, dennoch auf 
das Einholen verzichtet hat? Wir er-
klären Ihnen, welche rechtlichen Fol-
gen eine unerlaubte Tierhaltung ha-
ben kann.

Vertragswidriges Verhalten

a, Erlaubniserteilung

Hält der Mieter ein Tier in der Miet-
wohnung, ohne die Erlaubnis des 
Vermieters eingeholt zu haben, 
stellt dies für sich genommen noch 
kein vertragswidriges Verhalten 
dar. Vielmehr ist auf die Frage ab-
zustellen, ob der Mieter die Erlaub-
nis hätte einholen müssen. Ist dies 
nicht notwendig, ist die Tierhaltung 
vom vertragsgemäßen Gebrauch 
der Mietsache gedeckt. Wann es 
erforderlich ist, eine Erlaubnis zur 
Tierhaltung einzuholen, haben wir 
in Teil 1 des Artikels erläutert.

Fraglich ist, ob die Tierhaltung in Fäl-
len, in denen die Erlaubnis einzuho-
len war, jedoch nicht vorliegt, in jedem 
Fall als vertragswidriges Verhalten zu 
werten ist. Hier wird die Auffassung 
vertreten, dass bei bestehendem An-

spruch auf Erteilung der Erlaubnis 
– aufgrund des Nichtvorliegens von 
sachlichen Untersagungsgründen – 
kein vertragswidriges Verhalten vor-
liegt. Rechtsdogmatisch dürfte die-
se Auffassung schwierig zu begrün-
den sein. Sollte man jedoch zu anderer 
Ansicht kommen und ein vertrags-
widriges Verhalten annehmen, wäre 
der Umstand, dass ein Anspruch des 
Mieters bestand, jedenfalls auf der 
Rechtsfolgenseite zu berücksichtigen.

Hat der Mieter von Beginn an keine 
Erfolgsaussicht dahingehend, dass 
der Vermieter die Tierhaltungser-
laubnis erteilen muss (z.B. Kampf-
hund, Würgeschlange, Giftspinne 
u.Ä.) und hält er ein solches Tier 
dennoch in der Wohnung, ist darin 
in jedem Fall ein vertragswidriges 
Verhalten zu erkennen.

Letztlich ist der vertragsgemäße Ge-
brauch der Mietsache auch über-
schritten, wenn der Mieter eine 
übermäßige Anzahl von Tieren in der 
Wohnung hält (z.B. sieben Katzen, 
einen Schäferhund und zwei Chin-
chillas in einer Zwei-Zimmer-Woh-
nung LG Mainz, Urteil vom 26.2.2002 
– 6 S 28/01).

b, Störungen durch das Tier

Ist die Tierhaltung vom Vermieter 
erlaubt worden, kann diese den-
noch nicht dem vertragsgemäßen 
Gebrauch der Mietsache entspre-
chen. Der bestimmungsgemäße 
Gebrauch der Mietsache ist über-
schritten, wenn von der Tierhal-
tung unzumutbare Beeinträchti-
gungen oder erhebliche Störungen 
ausgehen. In diesen Fällen sind oft 
andere Mieter des Hauses betrof-
fen und der Vermieter muss im Rah-
men seiner nebenvertraglichen Für-

sorgepflicht gegenüber allen Mie-
tern die Beeinträchtigungen bzw. 
Störungen abstellen. Häufig entste-
hen Probleme, wenn das Tier ande-
re Hausbewohner belästigt oder gar 
gefährdet, wenn von ihm besonde-
re Ruhestörungen ausgehen, durch 
unsaubere Tierhaltung oder aber 
auch Geruchsbelästigungen.

Rechtsfolgen

a, Widerruf

Der Widerruf der Tierhaltungser-
laubnis ist für den Vermieter nicht 
ohne weiteres möglich. Eine Formu-
larklausel im Mietvertrag, die den je-
derzeitigen Widerruf der Tierhalter-
erlaubnis – unter Angaben von Grün-
den – gestattet, ist unwirksam.

Für den Widerruf der Tierhalterer-
laubnis müssen – ähnlich der Kündi-
gung – gewichtige sachliche Grün-
de vorliegen. Immerhin beschränkt 
die Versagung oder der Widerruf 
der Tierhaltung den Mieter in der 
Ausübung seiner mietvertraglichen 
Rechte. Er ist quasi eine teilwei-
se Entziehung des Mietgebrauchs. 
Aus diesem Grund müssen nicht nur 
ähnlich schwere Argumente vorlie-
gen, der Widerruf muss auch alle an 
eine Kündigungserklärung gestell-
ten Anforderungen formell erfüllen.

Hund, Katze, Hamster ... 
Tierhaltung in der Mietwohnung

  Teil 2 – Rechtsfolgen vertragswidriger Tierhaltung
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TIERHALTUNG

Gewichtige sachliche Gründe für den 
Widerruf der Tierhaltungserlaubnis 
können schon darin zu sehen sein, 
dass Nachbarn Angst vor einem Bull-
terrier oder einem Dobermann haben, 
dass der Hausflur verunreinigt ist, 
dass das Tier in fremde Wohnungen 
eindringt, dass es aus der Wohnung 
stinkt, dass andere Nachbarn durch 
anspringen o.Ä. beeinträchtigt wer-
den.

Bellt der Hund gelegentlich oder hört 
man andere Tiergeräusche tagsüber 
hin und wieder – z.B. den Wellensit-
tich – gehören diese Geräusche re-
gelmäßig zu den Alltagsgeräuschen 
in einem Mietshaus. Stundenlan-
ges schrilles Pfeifen eines Papageis 
oder das langanhaltende Bellen eines 
Hundes gehen darüber hinaus und 
stellen Störungen dar.  

Nimmt der Vermieter eine vertrags-
widrige Tierhaltung über einen länge-
ren Zeitraum wissentlich hin, kann er 
sein Recht auf Unterlassung der Tier-
haltung verwirkt haben, z.B. wenn er 
seit fünf Jahren von der (unerlaubten) 
Hundehaltung des Mieters wusste 
und dies unbeanstandet ließ.

b, Abmahnung

Eine Abmahnung des Mieters kann 
der Vermieter immer dann erwägen, 
wenn ein vertragswidriges Verhalten 
gegeben ist. In Bezug auf die Tierhal-
tung sind das die Sachverhalte, in de-
nen der Mieter das Tier ohne Erlaub-
nis in der Wohnung hält – von Be-
ginn an nicht erteilt oder widerrufen 
– oder das Tier in erheblichem Maße 
stört.

Meist mahnt der Vermieter den Mie-
ter schriftlich ab, benennt die Ab-
mahngründe und fordert unter Abhil-
fefrist auf, für ein vertragsgemäßes 
Verhalten Sorge zu tragen.

Die Abmahnung ist keineswegs un-
beachtlich und sollte durchaus ernst 
genommen werden. Immerhin kann 
sie eine Vorbereitungshandlung für 
den Ausspruch einer Kündigung sein. 
Allerdings – so die Rechtsprechung 

des Bundesgerichtshofes – gibt es im 
Falle einer unberechtigt ausgespro-
chenen Abmahnung keine Möglich-
keit, rechtlich dagegen vorzugehen, 
z.B. die Rücknahme zu verlangen.

c, Entfernung des Tieres

Ist ein vertragswidriges Verhalten 
auf Seiten des Mieters gegeben, hält 
er ein Tier ohne Erlaubnis in der Woh-
nung oder stört es in erheblichem 
Maße, und führt er den vertragswid-
rigen Gebrauch der Mietsache trotz 
Abmahnung fort, kann der Vermieter 
auf Unterlassung klagen (§ 541 BGB). 
Das bedeutet, dass der Vermieter in 
diesem Fall einen Anspruch auf Ent-
fernung des Tieres aus der Mietwoh-
nung hat. Hinzu kommen dann mög-
licherweise auch Schadensersatz-
ansprüche, wenn z.B. ein Nachbar 
aufgrund dauerhaften nächtlichen 
Hundegebells die Miete mindert.

d, Kündigung

Letztlich muss sich der Vermieter 
nicht auf Widerruf, Abmahnung und 
Unterlassung beschränken. Die si-
cherlich unangenehmste Rechtsfolge 
im Zusammenhang mit vertragswidri-
ger Tierhaltung ist die Möglichkeit des 
Ausspruchs einer Kündigung. Da-
bei kommen sowohl eine fristlose als 
auch eine ordentliche Kündigung in 
Betracht (§§ 543 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2, 
569 Abs. 2, 573 Abs. 2 Nr. 1 BGB).

Alle Kündigungsmöglichkeiten set-
zen mindestens eine Verletzung 
mietvertraglicher Pflichten voraus, 
d.h. mindestens ein vertragswidriges 
Verhalten des Mieters. Um eine frist-
lose Kündigung aussprechen zu kön-
nen, muss – etwas vereinfacht for-
muliert – eine Pflichtverletzung er-
heblichen Ausmaßes gegeben sein, 
die die Fortsetzung des Mietverhält-
nisses für den Vermieter (nahezu) un-
zumutbar macht.

In der unerlaubten Tierhaltung, d.h. 
ohne Genehmigung bzw. nach Wi-
derruf, sehen die Gerichte regel-
mäßig eine erhebliche Verletzung 
mietvertraglicher Pflichten, die den 

Vermieter zum Ausspruch einer or-
dentlichen Kündigung berechtigt. 
Ist es zweifelhaft, ob die Tierhaltung 
vertragswidrig ist, weil keine Er-
laubnis notwendig war oder der Ver-
mieter die Erlaubnis mit sachfrem-
der Argumentation verweigert bzw. 
widerrufen hat, wird die Erheblich-
keit der Pflichtverletzung in der Re-
gel zu verneinen sein.  

Bevor der Vermieter eine außeror-
dentliche fristlose Kündigung we-
gen vertragswidrigen Verhaltens 
aussprechen kann, muss er den 
Mieter erfolglos abgemahnt haben 
(§ 543 Abs. 3 BGB). Darauf kann er 
nur verzichten, wenn eine Abmah-
nung keinen Erfolg verspricht oder, 
wenn besondere Gründe eine  so-
fortige Kündigung des Mietverhält-
nisses rechtfertigen.

Zusammenfassung:

Eine unerlaubte Tierhaltung in der 
Mietwohnung kann für den Mieter 
sehr weitreichende Konsequenzen 
haben, im schlimmsten Fall kann sie 
zur Beendigung des Mietverhältnis-
ses führen. Aus diesem Grund soll-
te die Frage, ob eine Tierhaltungs-
erlaubnis notwendig ist, unbedingt 
abgeklärt werden. Es ist unbedingt 
anzuraten, sich frühzeitig um die Er-
laubnis zu kümmern. Es sollte kei-
nesfalls die Situation entstehen, 
dass das Tier in die Wohnung auf-
genommen wird/werden muss, ohne 
dass der Sachverhalt mit dem Ver-
mieter geklärt ist.

Ist die Situation schon eskaliert und 
eine Abmahnung, Kündigung und/
oder Unterlassungsforderung be-
reits ergangen, ist vor Äußerung ge-
genüber dem Vermieter eine rechtli-
che Beratung dringend erforderlich!

Bitte beachten Sie, dass gerade 
Sachverhalte im Zusammenhang mit 
vertragswidriger Tierhaltung sehr in-
dividuell ausgestaltet sind! Aus die-
sem Grund handelt es sich auch bei 
der Rechtsprechung um Einzelfall-
entscheidungen! Lassen Sie sich in 
jedem Fall individuell beraten!
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Aktuelles aus Berlin 

Baufertigstellungen – Abwendungsvereinbarungen – Verdrängungs-
schutz – Länderöffnungsklausel zur Mietenregulierung – Angespannter 
Wohnungsmarkt – Änderung Bauordnung – Asbestfreies Wohnen

Zahl der  
Baufertigstellungen 

stark gestiegen
Das Baugeschehen in Charlotten-
burg-Wilmersdorf hat sich in der 
vergangenen Wahlperiode deutlich 
erhöht. Während in den vier Jahren 
von 2013 bis 2016 2.294 (davon 0 lan-
deseigene) Wohnungen neu gebaut 
wurden, hat sich diese Zahl in den 
Jahren 2017 bis 2020 auf 4.718 (da-
von 96 landeseigene) mehr als ver-
doppelt. 

Abwendungsvereinba-
rungen geschlossen

Die Mieter*innen des Wohnhau-
ses Tauroggener Straße 47 sind ab 
sofort durch eine weitere Abwen-
dungsvereinbarung besser vor Ver-
drängung geschützt. Nachdem erst 
vor wenigen Wochen zwei Abwen-
dungsvereinbarungen für insgesamt 
46 Wohneinheiten abgeschlossen 
wurden, konnte eine solche Verein-
barung nun für weitere 19 Wohnun-
gen getroffen werden.
Da das Grundstück Tauroggener 
Straße 47 in einem Milieuschutzge-
biet liegt, prüfte der Bezirk Charlot-
tenburg-Wilmersdorf die Ausübung 
des Vorkaufsrechts. Die Sicherung 
der Ziele der sozialen Erhaltungs-
verordnung steht bei der Entschei-
dung über die Ausübung des Vor-
kaufsrechts im Vordergrund, nicht 
vorrangig der Erwerb des Wohnge-
bäudes. Vorrangiges Interesse ist je-
doch, die Kaufpartei zur Einhaltung 
der Erhaltungsziele zu verpflich-

ten. In einer Abwendungsvereinba-
rung verpflichtet sich die Kaufpar-
tei, zum Beispiel auf Modernisie-
rungsmaßnahmen, die zu relevanten 
Mieterhöhungen führen, sowie auf 
die Umwandlung in Wohneigentum 
langfristig zu verzichten. Mit der Ab-
wendungsvereinbarung wird zum 
Ausdruck gebracht, dass es nicht 
primär um den Erwerb der Grundstü-
cke, sondern um die damit verfolgten 
städtebaulichen Ziele geht. Zudem 
kann der kommunale Haushalt ent-
lastet werden, weil die städtebau
lichen Ziele auch ohne einen Ankauf 
erreicht werden können.

Weitere 16 Wohn- 
einheiten vor Verdrän-

gung geschützt
Auch die Mieter*innen der Franken-
straße 7 sind ab sofort besser vor 
Verdrängung durch energetische 
Luxussanierungen und Umwandlung 
in Wohnungseigentum geschützt. 
Nach Verhandlungen mit dem Be-
zirksamt Tempelhof-Schöneberg hat 
der Käufer eine Abwendungserklä-
rung abgegeben. Hierdurch können 
die Lücken im sozialen Erhaltungs-
recht zumindest zu einem Teil ge-
schlossen werden. Der Schutz vor 
Verdrängung, insbesondere durch 
Umwandlung in Wohnungseigen-
tum, konnte dadurch deutlich über 
das gesetzliche Maß hinaus verbes-
sert werden. Der Käufer der Fran-
kenstraße 7 hat auf die Umwandlung 
von Mietwohnungen in Wohnungs-
eigentum langfristig verzichtet.

Länderöffnungs- 
klausel zur Mieten- 

regulierung
Der Senat von Berlin hat beschlos-
sen, einen Antrag zur Verabschie-
dung einer Entschließung zur Ein-
führung einer Länderöffnungsklau-
sel zur Mietenregulierung durch 
Mietendeckel in den Bundesrat ein-
zubringen.
Das Bundesverfassungsgericht hat-
te mit seinem Beschluss vom 25. 
März 2021 den Berliner Mietendeckel 
für mit dem Grundgesetz unvereinbar 
und deshalb nichtig erklärt. Für Ber-
lin und die anderen Bundesländer be-
steht danach keine Möglichkeit, lan-
desrechtliche Regelungen zur Miet-
begrenzung einzuführen.
Zur Abhilfe soll im Bundesrecht ei-
ne Länderöffnungsklausel einge-
führt werden, die es den Ländern 
erlaubt, von den mietpreisrechtli-
chen Regelungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches umfassend abzuwei-
chen, wenn die Wohnungsmarktla-
ge in einzelnen Gebieten dies erfor-
dert, um die Mieter*innen wirksam 
vor Verdrängung aufgrund steigen-
der Mieten zu schützen und die Mie-
ten nachhaltig leistbar zu halten.

Berlin stadtweit Ge-
biet mit angespanntem 

Wohnungsmarkt
Der Senat hat auf Vorlage des Sena-
tors für Stadtentwicklung und Woh-
nen, Sebastian Scheel, beschlossen, 
die Rechtsverordnung für Gebiete 

AKTUELLES AUS BERLIN
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mit angespannten Wohnungsmarkt 
nach dem Baulandmobilisierungs-
gesetz zu erlassen. Über die Rechts-
verordnung wird das Land Berlin als 
ein Gebiet mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt bestimmt. Die Ge-
nehmigungspflicht für die Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnun-
gen in bestehenden Wohngebäuden 
ab fünf Wohnungen gilt dann stadt-
weit.
Mit dem Baulandmobilisierungsge-
setz vom 14. Juni 2021 wurde der 
§ 250 – Bildung von Wohnungsei-
gentum in Gebieten mit angespann-
ten Wohnungsmärkten – als neue 
temporäre Regelung in das Bauge-
setzbuch aufgenommen. Diese Re-
gelung ermächtigt die Landesre-
gierungen, per Rechtsverordnung 
Gebiete mit angespannten Woh-
nungsmärkten zu bestimmen. Über 
diese Bestimmung wird ein Geneh-
migungsvorbehalt für die Begrün-
dung oder Teilung von Wohnungs-
eigentum oder Teileigentum einge-
führt. Die Rechtsverordnung tritt 
spätestens mit Ablauf des 31. De-
zember 2025 außer Kraft.
Der Rat der Bürgermeister hat dem 
Entwurf der Umwandlungsverord-
nung nach § 250 BauGB bereits zu-
gestimmt. Er erlangt nun durch die 
Veröffentlichung im Berliner Ge-
setz- und Verordnungsblatt Rechts-
kraft.

6. Änderungsgesetz 
der Bauordnung

Der Senat von Berlin hat den Ent-
wurf des Sechsten Gesetzes zur 
Änderung der Bauordnung be-
schlossen.
Der Entwurf sieht vor, dass ab dem 
1. Januar 2024 ein Fünftel eines neu 
zu bebauenden Grundstücks zu be-
grünen ist, sollte dies nicht möglich 
sein, muss die Begrünung über die 
Fassade oder das Dach erfolgen. 
Neue Dächer mit einer Neigung von 
bis zu 10 Grad sind ab dann grund-
sätzlich zu begrünen.
Ab dem 1. Januar 2025 müssen im 
Wohnungsneubau zwei Drittel der 

Wohnungen barrierefrei nutzbar 
sein. Auch die Barrierefreiheit bei 
Verwaltungs-, Gerichts- und Büro-
gebäuden wird erweitert. Zudem 
soll die Typengenehmigung in die 
Bauordnung für Berlin aufgenom-
men werden, um das serienmäßi-
ge Bauen, insbesondere beim Woh-
nungsneubau, zu erleichtern und zu 
beschleunigen. Darüber hinaus er-
folgt eine weitere Anpassung an die 
Musterbauordnung und an die Bran-
denburgische Bauordnung.

Strategien zum  
asbestfreien Wohnen
Der Senat hat den Bericht an das 
Abgeordnetenhaus über die Erar-
beitung einer Strategie „Gesund und 
asbestfrei wohnen in Berlin“ be-
schlossen. Der turnusmäßig erstell-
te Bericht wird dem Abgeordneten-
haus von Berlin zur Kenntnisnahme 
vorgelegt.
Das unter Federführung der Se-
natsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Wohnen gegründete, in-
terdisziplinäre Arbeitsgremium 
verfolgt weiterhin die Einrichtung 
eines zentralen Servicetelefons 
als erste Anlaufstelle für Asbest-
fragen. Nach aufwendigen Abstim-
mungen mit zuständigen Ressorts, 
des nicht abschätzbaren Anfra-
genvolumens und der nicht vorher-

sehbaren Anfragenkomplexität sol-
len in einer ersten Phase telefoni-
sche Auskünfte zu Asbestfragen 
über das Bürgertelefon Berlin be-
antwortet werden. In dieser Pha-
se werden Erkenntnisse über das 
Anrufaufkommen sowie Inhalt und 
Tiefe der Anfragen gesammelt. Ab-
schließend erfolgt eine Bewertung 
der weiteren Vorgehensweise.
Zur Einrichtung eines öffentlich ver-
fügbaren Asbestregisters fehlen 
derzeit wichtige Informationen zu 
tatsächlichen Asbestvorkommen 
und deren Untersuchungs- und Do-
kumentationsmöglichkeiten. Die-
se und weitere Fragestellungen, wie 
zum Beispiel die wirtschaftlichen 
Aspekte der Untersuchungen, wer-
den derzeit im Rahmen einer exter-
nen Machbarkeitsstudie untersucht. 
Die Ergebnisse dieser Studie bil-
den die notwendige Grundlage der 
Rechtsprüfung, die dann anhand von 
möglichen Varianten erfolgen wird.
Im Rahmen der Erarbeitung von Sa-
nierungsstrategien und Schaffung 
von Beratungsangeboten werden 
derzeit offene Grundsatzfragen ge-
prüft und bewertet. Hierzu hat ein 
Fachaustausch mit den landeseige-
nen Wohnungsbaugesellschaften 
und dem BBU Verband Berlin-Bran-
denburgischer Wohnungsunterneh-
men e.V. begonnen. Diese verfügen 
aufgrund ihrer eigenen Aktivitäten 
zur Aufklärung und Sanierung über 
umfangreiche Erfahrungen.
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Mit oder ohne Trauschein? Rechtliche Folgen für Paare 
in allen Lebenslagen
1. Auflage 2015
Buch: 12,90 Euro, 176 Seiten

Mit oder ohne Trauschein leben? Was auf den 
ersten Blick eine Frage des Gefühls zu sein 
scheint, kann weitreichende rechtliche und fi-
nanzielle Konsequenzen haben. Vor allem bei 
einschneidenden Ereignissen im Leben, wie 
Trennung oder schwerer Krankheit, aber auch 
bei der Geburt eines Kindes oder dem Wunsch 
nach einer Adoption greifen unterschiedliche 
Regelungen zum Ehe- und Familienrecht. Viele 
Beispielfälle geben eine gute Orientierung.

Die Unterschiede von Ehe, Lebensgemeinschaft 
und eingetragener Lebenspartnerschaft bei:

	 Unterhaltsansprüchen
	 Haftung für Handlungen und Schulden
	 Sorgerecht bei Kindern und Adoptionsrecht
	 Erbrecht

Ratgeber der Verbraucherzentrale

Meine Rechte bei Kauf und Reklamation – Basiswissen 
für König Kunde
3. Auflage 2020
E-Book: 7,99 Euro (PDF, 631.4 KB), 120 Seiten

	 Was muss ich beim Bezahlen beachten?
	 Wie kann ich mich vor unlauterer Werbung 
schützen?

	 Wie kann ich einen Kaufvertrag rückgängig 
machen?

	 Was tun, wenn die bestellte Ware nicht 
(rechtzeitig) geliefert wird?

	 Was sind die Besonderheiten, wenn ich im 
Internet bestelle?

Rechtssicher kaufen – und erfolgreich re-
klamieren

In diesem komplett aktualisierten E-Book er-
fahren Sie, welche grundlegenden Rechte Sie beim Verbrauchsgüterkauf haben und wie 
Sie bei Problemen vorgehen können. Neben dem Widerrufsrecht und den Informations-
pflichten im Versandhandel sowie beim Internetkauf werden auch „Randthemen“ wie 
Werbung, Taschenkontrolle, Kundenkarten oder Produzentenhaftung beleuchtet. 

u. v. m.
	Mit praktischen Tipps zum Verhalten ge-
genüber Behörden
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FRAGEN / ANTWORTEN

Unser Vermieter hat ange-
kündigt, dass er beabsichtigt,  
eine Eigenbedarfskündigung aus-
zusprechen. Sein erwachsener 
Sohn möchte in die Wohnung ein-
ziehen und seinen eigenen Haus-
stand gründen. Kündigen kann 
der Vermieter doch nur, wenn er 
die Wohnung „benötigt“. Es ist 
hier doch keine Notlage, in der 
sich der Vermieter oder sein Sohn 
befindet. Reicht das als Grund für 
eine Eigenbedarfskündigung?

Sarah und Milan F., Berlin

Ja, um einen Eigenbedarf an ei-
ner Wohnung geltend zu machen, 
muss sich der Vermieter nicht in ei-
ner Not- oder Zwangslage befinden. 
Auf Seiten des Vermieters muss (le-
diglich) ein berechtigtes Interesse 
daran bestehen, das Mietverhältnis 
mit dem Mieter zu beenden. Das ist 
immer dann gegeben, wenn er die 
Wohnung für sich, seine Familien-
angehörigen oder Angehörige sei-
nes Haushalts benötigt. Das Tatbe-
standsmerkmal des „Benötigens“ 
ist nicht dahingehend auszulegen, 
dass auf Seiten des Vermieters ei-
ne Notlage besteht, z.B. Obdach-
losigkeit droht. Ausreichend sind 
vernünftige und nachvollziehbare 
Gründe dafür, die Wohnung selbst 
nutzen zu wollen. Dass der erwach-
sene Sohn des Vermieters aus der 
elterlichen Wohnung ausziehen und 
einen eigenen Hausstand gründen 
möchte, sind Gründe für die Gel-
tendmachung von Eigenbedarf.  

Sie fragen, wir antworten ...

Ich wohne erst seit kurzem 
in Deutschland und habe eine 
kleine Wohnung angemietet. Nach 
dem Vertrag ist es so, dass die Mie-
te immer nach Ablauf eines Jahres 
um einen bestimmten Betrag an-
steigt. Ich habe jetzt gehört, dass 
das aber eigentlich nicht geht und 
ungültig ist. Stimmt das?

Elena M., Berlin

Es ist davon auszugehen, dass Sie 
mit Ihrem Vermieter eine sog. Staf-
felmietvereinbarung getroffen ha-
ben. Dabei ist es so, dass sich die 
Miete nach bestimmten Zeiträumen 
um einen vertraglich festgelegten 
Betrag erhöht. Grundsätzlich ist eine 
solche vertraglich vereinbarte Miet-
erhöhung zulässig. Die Vereinbarung 
muss allerdings auch wirksam sein: 
Die Miete muss mindestens ein Jahr 
unverändert bleiben und die Miet-
höhe oder aber der jeweilige Erhö-
hungsbetrag müssen konkret be-
nannt sein. Sind die vorgenannten 
Kriterien erfüllt, ist eine Staffelmiet-
vereinbarung nicht zu beanstanden. 
Zu beachten ist, dass jede Staffel bei 
Vorliegen der tatbestandlichen Vor-
aussetzungen an die Vorgaben der 
Mietpreisbremse gebunden ist.  

Ich ziehe aus der Wohnung 
aus und würde gern meine Ein-
bauküche an den nächsten Mieter 
verkaufen. Grundsätzlich ist der 
Vermieter damit einverstanden. 
Leider meldet er sich nun aber 
nicht mehr bei mir, so dass ich kei-
ne Kenntnis habe, ob jemand und 
wer die Wohnung nach mir an-
mieten wird. Ich bin jetzt auf die 
Idee gekommen, ihm drei Nach-
mieter vorzuschlagen. Dann muss 
er einen Nachmieter akzeptieren 
und ich könnte meine Küche ver-
kaufen, oder?

Sophia B., Berlin

Das ist durchaus eine pfiffige Idee, 
rechtlich leider untauglich. Das Ge-
rücht der „Drei Nachmieter“ hält 
sich tatsächlich hartnäckig. Rich-
tig ist jedoch, dass es dafür entwe-
der eines Anspruches auf Stellung 
eines Nachmieters oder einer Ver-
einbarung bzw. Absprache mit dem 
Vermieter bedarf. Ein Anspruch auf 
Stellung eines Nachmieters ist Ihren 
Schilderungen nicht zu entnehmen. 
Hier müsste eine prekäre (Lebens-)
Situation gegeben sein. Der Um-
stand, die Küche an den Nachmie-
ter weitergeben zu wollen genügt 
nicht. Sofern es keine Vereinbarung 
mit dem Vermieter gibt, können Sie 
gern Nachmieter vorschlagen. Der 
Vermieter ist allerdings frei in sei-
ner Entscheidung, ob er die von Ih-
nen vorgeschlagenen potenziellen 
neuen Mieter berücksichtigt. Soll-
ten Sie eine Vereinbarung mit dem 
Vermieter anstreben, müsste diese 
auch die Regelung umfassen, dass 
der Vermieter – u.a. bei Vorliegen 
ausreichender Solvenz – in jedem 
Fall mit einem der von Ihnen vorge-
schlagenen Nachmieter einen Miet-
vertrag schließen wird. Es genügt 
nicht, wenn der Vermieter lediglich 
sein Einverständnis mit der Stellung 
von Nachmietern erklärt. Wie rea-
listisch der Abschluss einer solchen 
Vereinbarung in der Praxis ist, sei 
dahingestellt!  

In dieser Rubrik beantworten wir kurz allgemeine Fragen, die Sie an 
uns gerichtet haben. Selbstverständlich kann dies keine Rechtsbe-
ratung ersetzen. Jedoch kann die Beantwortung der Fragen Anlass 
bieten, die Angelegenheit rechtlich tiefgreifender zu betrachten. 
Manchmal ist sie auch Indiz dafür, dass ein weiteres Vorgehen nicht 
geboten erscheint.
 



–
Zwangsversteigerung, 

Sonderkündigungsrecht

Leitsatz:

Der Ausübung des Sonderkündi-
gungsrechts des Erstehers nach 
§ 57a ZVG stehen, wenn die Zu-
schlagserteilung zu den gesetzli-
chen Versteigerungsbedingungen 
erfolgt, Kündigungsbeschränkun-
gen – hier: Ausschluss der Eigen-
bedarfskündigung –, die zwischen 
dem Mieter und dem vormaligen 
Eigentümer (Vermieter) vereinbart 
worden sind, nicht entgegen.

BGH, Urteil vom 15.09.2021 –  
VIII ZR 76/20

±
Mieterhöhung,  

Mietspiegel

Leitsatz:

Zu den formellen Anforderungen an 
ein Mieterhöhungsverlangen nach 
§ 558a BGB, das zur Begründung auf 
einen Mietspiegel (hier: Nürnberger 
Mietspiegel 2018) Bezug nimmt.

BGH, Urteil vom 07.07.2021 –  
VIII ZR 167/20

Aus den Entscheidungsgründen:

Der zur Begründung eines Erhö-
hungsverlangens herangezoge-
ne Mietspiegel muss jenem Sch-
reiben nicht beigefügt werden, 

wenn es sich um einen allgemein 
zugänglichen Mietspiegel han-
delt, was auch dann zu bejahen ist, 
wenn der Mietspiegel gegen eine 
geringe Schutzgebühr (etwa 3 Eu-
ro) von privaten Vereinigungen an 
jedermann abgegeben wird oder 
der Vermieter dem Mieter eine Ein-
sichtsmöglichkeit anbietet. 

Auch die sich aus dem Mietspie-
gel ergebende Mietpreisspanne 
muss der Vermieter zur Erfüllung 
der formellen Voraussetzungen des 
§ 558a BGB nicht in jedem Fall ange-
ben. Als entbehrlich ist diese Anga-
be anzuzusehen, wenn der Vermie-
ter, der sein Erhöhungsverlangen 
auf einen Mietspiegel stützt, der in 
Form von Tabellenfeldern für Woh-
nungen einer bestimmten Kategorie 
jeweils eine bestimmte Mietpreis-
spanne ausweist, das seiner Auf-
fassung nach einschlägige Miet-
spiegelfeld mitteilt.

Nach diesen Grundsätzen ist es 
unschädlich, wenn der Mieter zur 
Überprüfung der Berechtigung der 
verlangten Mieterhöhung auf den 
maßgeblichen Mietspiegel zurück-
greifen muss, die Prüfung also nicht 
schon allein anhand der Angaben 
in dem Erhöhungsschreiben selbst 
(abschließend) vornehmen kann.

Der Erfüllung der formellen Vor-
aussetzungen nach § 558a BGB 
steht ebenso nicht entgegen, dass 
im Erhöhungsverlangen die auf der 
Grundlage der Wohnfläche zu be-
stimmende Basismiete insofern feh-
lerhaft ermittelt wurde, als anstelle 
des in der Tabelle 1 des Mietspie-
gels für eine 80 m² große Wohnung 
ausgewiesenen Quadratmeterprei-
ses von 7,80 Euro ein Quadratme-
terpreis von 8,01  Euro zugrunde 
gelegt wurde, was zu einer fehler-
haften Angabe (des Mittelwerts) 
der ortsüblichen Vergleichsmie-

te geführt hat. Hierbei handelt es 
sich um einen inhaltlichen Fehler, 
der die Wahrung der Förmlichkei-
ten des Erhöhungsverlangens nach 
§ 558a BGB nicht berührt. Das be-
trifft nicht nur etwaige Fehler bei 
der Einordnung in Kategorien, die 
eine Bewertung der Wohnung vo-
raussetzen – wie etwa die Einstu-
fung der Wohnlage in die Katego-
rien einfach, mittel oder gut –, son-
dern auch sonstige Fehler, die dem 
Vermieter bei der Ermittlung der 
ortsüblichen Vergleichsmiete un-
ter Anwendung des einschlägigen 
Mietspiegels unterlaufen können, 
sei es, dass er von falschen Tatsa-
chen (z.B. betreffend Baujahr, Aus-
stattung oder Wohnfläche) ausgeht 
oder dass er den Mietspiegel auf 
die zutreffenden Tatsachen fehler-
haft anwendet.

±
Betriebskosten,  

Vorauszahlungen

Leitsatz:

Zum Anspruch des Mieters auf 
Rückzahlung von Betriebskosten-
vorauszahlungen bei nicht (frist-
gerecht) erteilter Abrechnung des 
Vermieters.

BGH, Urteil vom 07.07.2021 –  
VIII ZR 52/20

Aus den Entscheidungsgründen:

Nach § 556 Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 BGB 
ist über die Vorauszahlungen für Be-
triebskosten jährlich abzurechnen. 
Kommt der Vermieter dem nicht 
(fristgerecht) nach, kann der Mieter 
bei beendetem Mietverhältnis die 

In dieser Rubrik 

berichten wir 

über aktuelle 

Urteile des  

Bundes- 

gerichtshofs  

in Karlsruhe.  

Die Symbole 

zeigen an,  

ob sie sich  

positiv oder  

negativ auf die 

Mieterinteres-

sen auswirken.

Neues von den Roten Roben

DIE ROTEN ROBEN
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dann gemäß § 550 Satz 1 
BGB schrif t formbedürf-
tig, wenn sie für einen ein 
Jahr übersteigenden Zeit-
raum Geltung beansprucht.

BGH, Beschluss vom 
15.09.2021 – XII ZR 60/20

±
Mieterhöhung, orts- 

übliche Vergleichsmiete

Leitsätze:

c) Dem sachverständig berate-
nen Tatrichter stehen, wenn sich 
nach der – stets erforderlichen –
Berücksichtigung von Qualitäts-
unterschieden in den Wohnwert-
merkmalen der zum Vergleich he-
rangezogenen Wohnungen noch 
eine breite Marktstreuung der 
Vergleichsmieten ergibt, verschie-
dene Ansätze für die Ermittlung 
der Einzelvergleichsmiete zur Ver-
fügung, deren Auswahl in seinem 
– revisionsrechtlich nur einge-
schränkt überprüfbaren – Ermes-
sen steht.

d) Maßgebend für die Ermittlung 
der ortsüblichen Vergleichsmie-
te ist der Zeitpunkt, zu dem das 
Erhöhungsverlangen dem Mieter 
zugeht und nicht der Zeitpunkt, ab 
dem der Mieter die erhöhte Mie-
te gegebenenfalls schuldet. Die 
nach § 558 Abs. 2 BGB aF maß-
gebliche Vierjahresfrist erstreckt 
sich demnach vom Zugang des Er-
höhungsverlangens an vier Jahre 
zurück.

BGH, Urteil vom 26.05.2021 –  
VIII ZR 93/20 

+
Gewerberaummiete, 

Verjährung

Leitsatz:

Übernimmt der gewerbliche Mie-
ter eine Verpflichtung zur Umge-
staltung der Mietsache als (teil-
weise) Gegenleistung für die Ge-
brauchsgewährung und bezieht 
sich die Umgestaltungspflicht auf 
den Zustand des Mietobjekts bei 
dessen Rückgabe, gilt für Ersatz-
ansprüche wegen Nichterfüllung 
oder nicht vollständiger Erfüllung 
der Verpflichtung die kurze Verjäh-
rung nach § 548 Abs. 1 BGB.

BGH, Urteil vom 31.03.2021 –  
XII ZR 42/20

Vorauszahlungen ohne den zeitrau-
benden Umweg über eine (Stufen-)
Klage auf Erteilung der Abrechnung 
sogleich zurückverlangen. 

Hingegen besteht bei Fortdauer 
des Mietverhältnisses kein Anlass 
für eine ergänzende Vertragsaus-
legung, denn der Mieter ist durch 
ein Zurückbehaltungsrecht (§ 273 
Abs. 1 BGB) an den laufenden Vo-
rauszahlungen hinreichend ge-
schützt, wenn der Vermieter die 
abgelaufene Periode nicht fristge-
recht abrechnet. Ein Anspruch des 
Mieters auf Rückzahlung der für 
die nicht fristgemäß abgerechne-
ten Betriebskosten geleisteten Vo-
rauszahlungen kommt in diesem 
Fall mangels Bestehens einer aus-
füllungsbedürftigen Vertragslücke 
nicht in Betracht.

Das Gleiche gilt bei einem been-
deten Mietverhältnis für die Ab-
rechnungsperioden, für die die 
Abrechnungsfrist noch während 
des Mietverhältnisses abgelau-
fen war. Insoweit ist der Mieter 
nicht schutzbedürftig, denn er hat-
te während des Mietverhältnisses 
die Möglichkeit, die laufenden Vo-
rauszahlungen einzubehalten, sich 
so schadlos zu halten und auf den 
Vermieter Druck zur Erteilung der 
geschuldeten Abrechnung auszu-
üben.

±
Vertragsänderung, 

Schriftform

Leitsatz:

Eine Änderung von vertragswe-
sentlichen Vereinbarungen ist nur 

Neues von den Roten Roben

DIE ROTEN ROBEN
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Quelle: Infodienst  
Recht und Steuern der LBS

MIETE UND MIETRECHT

ten eine Verurteilung zur Räumung 
mit Fristsetzung und schließlich ei-
ne Zwangsräumung. Danach for-
derte der Eigentümer eine Nut-
zungsentschädigung für die ge-
samte Wohnung und nicht nur für 
den kleinen Teilbereich des Unter-
mieters.

Das Urteil: Der BGH sah den An-
spruch auf Nutzungsentschädigung 
als berechtigt an. Mit der Heraus-
gabeforderung von Seiten des Ver-
mieters sei der Untermieter in Ver-
zug geraten. Es sei irrelevant, dass 
er selbst nur einen verschwindend 
geringen Teil der Wohnung in sei-
nem Besitz hatte. Durch die Wei-
gerung der Herausgabe habe die 
Wohnung nicht neu vermietet wer-
den können.

Untermieter blieb
Er schuldete dem Eigentümer eine Entschädigung für ganzes Objekt

Ein Untermieter, der nach dem Ende 
des Hauptmietverhältnisses nicht 
auszieht und schließlich zur Räu-
mung verurteilt wird, kann zu ei-
ner Nutzungsentschädigung für die 
entgangenen Mieteinnahmen des 
gesamten Objekts verpflichtet wer-
den. So lautet nach Auskunft des 
Infodienstes Recht und Steuern der 
LBS ein höchstrichterliches Grund-
satzurteil. 

Bundesgerichtshof,  
Urteil vom 11.12.2020 – 
Aktenzeichen V ZR 26/20

Der Fall: Der Hauptmieter einer 
über 100 Quadratmeter großen 
Wohnung hatte einen Raum von 
nur sieben Quadratmetern an ei-
nen Untermieter vermietet. Als der 
Hauptmieter starb, wollte der Un-
termieter nicht ausziehen. Es folg-

sich (unter anderem am Handge-
lenk). Nun forderte sie 10.000 Euro 
Schmerzensgeld und etwa 50.000 
Euro Haushaltsführungsschaden 
vom Eigentümer der Immobilie. 
Schließlich habe sie diesen nach 
dem Einzug darauf hingewiesen, 
dass das Rollo schwergängig sei. 
Doch die Justiz lehnte nach Infor-
mation des Infodienstes Recht und 

Vom Rollo erschreckt
Keine Haftung des Eigentümers für Sturz der Mieterin

Wenn ein großes Rollo plötzlich 
und unerwartet herunterkracht, 
während man sich selbst in der 
Nähe aufhält, dann kann einen 
das schon gehörig erschrecken. 
So war es der Mieterin einer Dop-
pelhaushälfte ergangen. Nach ei-
genen Angaben verlor sie deswe-
gen auf einer Treppe das Gleich-
gewicht, stürzte und verletzte 

Steuern der LBS über zwei Instan-
zen hinweg ab. Die Begründung: 
Es gebe keinen adäquaten Zusam-
menhang zwischen dem Krach und 
dem Unfall. Überreaktionen nach 
lauten Geräuschen gehörten zum 
allgemeinen Lebensrisiko.

Landgericht Nürnberg-Fürth –  
Aktenzeichen 7 S 5872/17
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Fenster zum Hof
Blick auf den Ruhebereich des Nachbarn war nicht rücksichtslos

Wenn ein Gebäude neu errichtet 
wird, dann kann es zu unangeneh-
men Nebenerscheinungen für die 
Nachbarn kommen – falls nämlich 
plötzlich ein Fenster in Richtung ih-
res bisherigen Ruhebereichs zeigt. 
Nach Auskunft des Infodienstes 
Recht und Steuern der LBS müs-
sen es die Betroffenen in der Regel 
trotzdem hinnehmen.

Oberverwaltungsgericht  
Nordrhein-Westfalen –  
Aktenzeichen 10 A 179/20

Der Fall:  Lange Zeit hatten Grund-
stücksbesitzer das Glück, dass eine 
verschwiegene Gartenecke nicht 
einsehbar war. Mit dem behördlich 
genehmigten Neubau eines Mehr-
familienhauses änderte sich das. 
Plötzlich hätten sich fremde Blicke 
auf Terrasse und Gartenteich rich-
ten können. Die Grundstücksbesit-
zer sahen in der Errichtung des Ge-
bäudes mit besagten Fenstern ei-

nen Verstoß gegen das Gebot der 
Rücksichtnahme.

Das Urteil: Die Verwaltungsrich-
ter konnten einen solchen Ver-
stoß nicht erkennen. Es stelle kei-
ne Rücksichtslosigkeit dar, wenn 

die Fenster eines Neubaus auch in 
Richtung eines Ruhebereichs zeig-
ten. So etwas sei in dichter besie-
delten Gegenden durchaus üblich 
und müsse von denen, die nun „be-
obachtet“ würden, hingenommen 
werden.

Mieter dürfen im Regelfall nicht ein-
fach Katzennetze an den Balkonen 
ihrer Wohnungen anbringen. Zu-
mindest dann nicht, wenn zu dem 
Zweck mit einer Verankerung im 
Mauerwerk in die Bausubstanz 
eingegriffen wird. Doch unter be-
stimmten Umständen muss der Ei-
gentümer nach Information des In-
fodienstes Recht und Steuern der 
LBS solch ein Netz hinnehmen. 

Amtsgericht  
Berlin-Tempelhof-Kreuzberg –  
Aktenzeichen 18 C 336/19

Der Fall:  Eine Tierhalterin wollte 
ihrer Katze den Aufenthalt im Frei-
en – auf dem Balkon – ermöglichen 
und gleichzeitig verhindern, dass 
sie auf die Straße gelangen kann. 
Aus dem Grund brachte sie ein 
Netz an, das ein Davonlaufen des 
Tieres verhinderte. Die Eigentüme-
rin der Wohnung bestand auf einer 
Entfernung des Einbaus. Doch die 
Mieterin konnte zwei gewichtige 
Gründe anführen, die für sie spra-
chen. Erstens: Sie habe mit ihrer 
Netzkonstruktion nicht in die Bau-
substanz eingegriffen. Zweitens: 

In derselben Wohnanlage gebe es 
bereits an elf Balkonen Netze, die 
seit einiger Zeit geduldet würden.

Das Urteil: Das Amtsgericht ging 
von einem bestimmungsgemäßen 
Gebrauch der Mietsache aus, da 
weder eine bauliche noch eine op-
tische Veränderung vorliege. Die Ei-
gentümerin habe durch ihr Verhal-
ten (kein Widerspruch gegen die 
anderen Netze) gezeigt, dass diese 
Technik für sie zum bestimmungs-
gemäßen Gebrauch der Mietsache 
gehöre.
 

Katzennetz war erlaubt 
Mieterin hatte zwei gute Argumente auf ihrer Seite



±
Mangel, Legionellen

Leitsatz:

1. Ein Mangel der Mietsache liegt 
vor, wenn die Trinkwasserversor-
gungsanlage der Mietsache von 
Legionellen befallen ist und da-
durch der technische Maßnah-
mewert nach Anlage 3 Teil II der 
TrinkwV (100 KbE/100 ml) über-
schritten wird. Ausreichend ist 
bereits die sich aus dem Über-
schreiten des Maßnahmewertes 
ergebende Besorgnis legionellen-
bedingter Gesundheitsgefahren 
für den Mieter.

2. Die zur Begründung des Man-
gels hinreichende Gefahrbesorg-
nis entfällt nicht, bevor der Mieter 
wegen der von ihm zu besorgen-
den Gesundheitsgefahren nach-
vollziehbar entwarnt worden ist.

LG Berlin, Urteil vom 17.06.2021 – 
67 S 17/21, zitiert nach juris

–
Untervermietung,  

Antragsform

Leitsatz

1. Ein auf die teilweise Gebrauchs-
überlassung der Mietsache ge-
richteter Antrag des Mieters ge-
nügt nur dann den Anforderungen 

des § 553 BGB, wenn er auch An-
gaben zum räumlichen Überlas-
sungskonzept des Mieters enthält.

2. Das Genehmigungsgesuch des 
Mieters löst frühestens dann einen 
Erlaubnisanspruch – und einen auf 
der unterlassenen Erlaubnis beru-
henden Schadensersatzanspruch 
des Mieters – aus, wenn sich aus 
seinem Antrag ausdrücklich oder 
jedenfalls konkludent ergibt, dass 
keine vollständige Überlassung der 
Mietsache, sondern lediglich eine 
im Einklang mit § 553 Abs. 1 BGB 
stehende Vermietung eines kon-
kret zu bezeichnenden „Teils des 
Wohnraums“ beabsichtigt ist.

3. Ein Anspruch auf Erlaubnisertei-
lung scheidet jedenfalls dann aus, 
wenn der Mieter in seiner Anfrage 
schon nicht die Erlaubnis zur Ge-
brauchsüberlassung eines bloßen 
„Teils der Mietsache“, sondern zur 
räumlich nicht näher beschränk-
ten „Untervermietung“ verlangt. 
Nichts anderes gilt im Falle der ab-
strakten Beschränkung der Anfra-
ge auf die Überlassung eines blo-
ßen Teils der Mietsache, wenn 
dieser nicht konkret und nachvoll-
ziehbar bezeichnet wird, obwohl 
die Möglichkeit zur lediglich teil-
weisen Überlassung wegen der 
Raumanzahl oder des Schnitts der 
Mietsache fernliegt oder sogar als 
ausgeschlossen erscheint.

4. Eine auf § 242 BGB beruhende 
Verpflichtung des Vermieters, den 
Mieter auf dessen sich aus § 553 
BGB ergebende Formalpflichten 
zur Erwirkung einer Überlassungs-
erlaubnis hinzuweisen, besteht 
nicht. Das gilt auch dann, wenn der 
Vermieter die Verweigerung der 

Erlaubniserteilung gegenüber dem 
Mieter nicht mit dem unzureichen-
den Inhalt der Anfrage begründet, 
sondern mit einer anderen Begrün-
dung verweigert hat.

LG Berlin, Beschluss vom 15.07.2021 
– 67 S 87/21, zitiert nach juris

–
Hauptmieter, Austausch

Leitsatz:

Einem Vermieter ist es auch dann 
nicht zuzumuten, der Auswechs-
lung einzelner Mieter zustimmen 
zu müssen, wenn er bei Vertrags-
schluss wusste, dass die Mieter ei-
ne Wohngemeinschaft betreiben 
wollen und deshalb ein Interesse 
haben, bei Auszug einzelner Mie-
ter neue Wohngemeinschafts-Mit-
glieder in die Wohnung aufzuneh-
men. Wenn der Mietvertrag keine 
Regelungen für die Auswechslung 
einzelner Wohngemeinschafts-Mit-
glieder vorsieht, sind die Mieter 
vielmehr auf das Recht zur anteili-
gen Untervermietung der Wohnung 
nach § 553 BGB beschränkt.

LG Berlin, Urteil vom 18.08.2021 – 
64 S 261/20, zitiert nach juris
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Anmerkung der Red.:

Gemäß § 543 Abs. 2 ZPO ist wegen 
grundsätzlicher Bedeutung der zu 
entscheidenden Rechtsfrage die 
Revision zugelassen. Bisher ist 
nicht höchstrichterlich geklärt, ob 
und unter welchen Umständen den 
Mitgliedern einer als Innen-GbR 
organisierten WG, die zum Betrieb 
der WG gemeinsam eine Wohnung 
anmieten, zum Zwecke des Aus-
tauschs einzelner WG-Mitglieder 
gegen den Vermieter ein Anspruch 
auf entsprechende Änderung des 
Mietvertrags zusteht.

Zwischenzeitlich ist Revision einge-
legt worden.

+
Untervermietung,  

mehrere Hauptmieter

Leitsatz:

Der Anspruch einer Mietermehrheit 
auf Erteilung der Erlaubnis zur teil-
weisen Gebrauchsüberlassung der 
Mietsache an einen Dritten setzt 
nach § 553 Abs. 1 Satz 1 BGB nicht 
voraus, dass das dafür erforderliche 
berechtigte Interesse bei sämtlichen 
Mietern vorliegt. Es reicht aus, dass 
es lediglich in der Person eines von 
mehreren Mietern gegeben ist.

LG Berlin, Urteil vom 22.07.2021 – 
67 S 59/21, zitiert nach juris

+
Mieterhöhung, Härtefall

Leitsatz:

1. Eine Modernisierungsmieterhö-
hung bedeutet für einen Grundsiche-
rungsempfänger regelmäßig inso-

weit eine Härte im Sinne von § 559 
Abs. 4 Satz 1 BGB, als die Miete in 
Folge der Erhöhung über die – in 
Berlin nach der „AV-Wohnen“ zu 
ermittelnden – angemessenen Un-
terkunfts- und Heizkostenaufwen-
dungen im Sinne von § 22 SGB II / 
§§ 35, 36 SGB XII hinausginge, so-
dass der Mieter mit der Einleitung 
eines Kostensenkungsverfahrens 
und in dessen Folge mit dem Verlust 
der Wohnung rechnen müsste.

2. Der Vorhalt des Vermieters, die 
Mieterin lebe offensichtlich „über 
ihre Verhältnisse“, geht regelmä-
ßig fehl, wenn das Mietverhältnis 
schon lange Zeit (hier: 21 Jahre) 
besteht; denn es spricht dann ei-
ne tatsächliche Vermutung dafür, 
dass die Mieterin nachhaltig zur 
Finanzierung der Wohnung in der 
Lage ist. Würde erst die streitige 
Mieterhöhung dazu führen, dass 
die Miete über die angemessenen 
Unterkunfts- und Heizkostenauf-
wendungen hinausginge, so würde 
die Mieterin erst in Folge der Miet-
erhöhung „über ihre Verhältnisse“ 
leben; eben davor soll § 559 Abs. 4 
Satz 1 BGB sie bewahren.

3. Der Streitwert der Feststel-
lungsklage, dass die Miete durch 
die Erklärung nach §§ 559, 559b 
BGB nicht erhöht worden sei, rich-
tet sich gemäß § 41 Abs. 5 1. Alt. 
GKG nach dem Jahresbetrag der 
streitigen Mieterhöhung.

LG Berlin, Urteil vom 29.09.2021 – 
64 S 111/20, zitiert nach juris

–
Kündigung, Bedrohung

Orientierungssatz d. Red.:

1. Eine Bedrohung von Leib und 
Leben des Vermieters und seiner 
Mitarbeiter (§ 241 Abs. 1 StGB) ist 
grundsätzlich geeignet, stellt ei-
nen wichtigen Grund im Sinne von 

MIETE UND MIETRECHTBERLINER GERICHTE

§ 543 Abs. 1 Satz 2 BGB dar und be-
rechtigt den Vermieter zur außer-
ordentlichen Kündigung des Miet-
verhältnisses.

2. Das schuldhafte Verhalten eines 
Hauptmieters ist einem weiteren 
Hauptmieter jedenfalls dann zuzu-
rechnen, wenn es sich bei diesem 
um den dauerhaft ebenfalls in der 
Wohnung lebenden und erwachse-
nen Ehepartner handelt.

3. Einer Abmahnung gemäß § 543 
Abs. 3 Satz 1 BGB bedarf es nicht, 
wenn eine sofortige Kündigung un-
ter Abwägung der beiderseitigen 
Interessen gerechtfertigt ist (§ 543 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 BGB). Das ist je-
denfalls dann der Fall, wenn der 
Straftatbestand der Bedrohung 
(§ 241 Abs. 1 StGB) gegenüber den 
im Auftrag des Vermieters handeln-
den Mitarbeitern verwirklicht ist 
und die Handlung quasi in Selbst-
justiz als Reaktion auf den Versuch 
des Vermieters, seine vertraglichen 
Rechte zum Ausspruch einer Kündi-
gung wahrzunehmen, erfolgt.

AG Charlottenburg, Urteil vom 
26.08.2021 – 203 C 45/21, zitiert 
nach juris
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unmittelbar an die Stadt Wörlitz an-
grenzt. Angelegt wurde der Park am 
Wörlitzer See, einem Seitenarm der 
Elbe. Neben dem klassizistischen 
Schloss, das heute eine Keramik-
sammlung enthält, entstanden 
auch zahlreiche Küchen- und Wirt-
schaftsgebäude. Das Schloss war 
bereits zur Bauzeit mit fortschritt-
lichen Einrichtungen versehen wor-
den. Es gab Speisenaufzüge und 
versenkbare Türen sowie ein Ba-
dezimmer für das Fürstenpaar. Ge-
genüber dem Küchengebäude befin-
det sich das sogenannte Graue Haus, 
das später Dauerwohnsitz der Fürstin 
wurde. Heute ist dort eine Ausstel-
lung zum Leben der Fürstin und spä-
teren Herzogin Luise Prinzessin von 
Brandenburg-Schwedt zu sehen.

Eine Sichtachse endet an der Sy-
nagoge, am westlichen Rand des 
Schlossgartens. Das jüdische Got-
teshaus war Ausdruck der toleran-
ten Politik des Fürsten.

Weitere Blickpunkte von Sicht-
achsen sind die Fassaden des go-
tischen Hauses. Vorbild für dieses 
gotische Haus war ein englischer 
Herrensitz, den der Fürst Leopold 
auf seinen Reisen kennengelernt 
hatte. Die Front des Gebäudes ent-
spricht dem Baustil einer venezia-
nischen Kirche, während die Gar-
tenseite im Stil der Tudorgotik ent-
stand. Genutzt wurde das gotische 
Haus als Wohnung. Heute ist eine 
der größten Sammlungen schwei-
zerischer Buntglasfenster dort zu 
sehen.

In Neumarks Garten ist ein gärtne-
risches Labyrinth angelegt, das die 
Irrwege des Lebens symbolisiert. 

Ein Spaziergang durch den Wörlit-
zer Park, der zur UNESCO-Welter-
bestätte Dessau-Wörlitzer Garten-
reich gehört, ist im Herbst beson-
ders schön. 

Zur Schaffung dieser Gartenland-
schaft wurde Fürst Leopold III. 
Friedrich Franz von Anhalt-Des-
sau durch einen Aufenthalt in Eng-
land inspiriert. 1765 wurde mit den 
Anlagen am Wörlitzer See begon-
nen und diese bis 1813 in mehre-
ren Gestaltungsabschnitten erwei-
tert. Über 35 Jahre hinweg, wur-
de durch den Architekten Friedrich 
Wilhelm von Erdmannsdorff und 
den Hofgärtner Johann Friedrich 
Eyserbeck der erste bedeuten-
de Landschaftsgarten nach eng-
lischem Vorbild geschaffen. Über 
Schönheit und Anmutung hinaus 
sollte auch ein praktischer Nutzen 
bestehen. Man folgte dem Leit-
spruch „das Nützliche mit dem An-
genehmen“ zu verbinden. Die weit-
läufige Landschaft wurde auch 
zur Viehzucht und zum Obstanbau 
genutzt. Dem Fürsten war daran 
gelegen, die Gärten und die Räu-
me des Schlosses der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen. 
So bestand für jedermann die 
Möglichkeit Gartenbilder und 
Architekturen kennenzuler-

nen. 

Der Landschaftsgarten be-
steht aus fünf Gartenteilen, 

die miteinander korrespondie-
ren. Sichtachsen erstrecken sich 

weit in die Landschaft hinaus. 
Der Wörlitzer Park hat 

eine Fläche von 
112,5 Hek

tar, die 

AUSFLUGSTIPP

Wörlitzer Park
Ausflugstipp: 
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Johann Christian Neumark war ei-
ner der beiden großen Gärtner des 
Landschaftsparks.

Der zweite große Gärtner, Johann 
Leopold Schoch, fand seine letz-
te Ruhe in Schochs-Garten unter 
einem Rasenhügel. Dort befindet 
sich auch das gotische Haus und 
eine der schönsten Wasserque-
rungen, die Weiße Brücke.

Eine besondere Anlage ist die Ro-
mantische Partie, oder Felspartie. 
Sie wurde 1780/1790 erbaut. Beim 
Besucher sollen sinnliche Empfin-
dungen erweckt werden. Tunnel-
artige kleine Gänge führen zu ver-
schiedenen Szenen – der Einsie-
delei, der Luisenklippe und zu den 
Grotten unter dem Venustempel. 
Neben diesen romantisch erschei-
nenden Bauten hat sich Fürst Leo-
pold einen künstlichen Vulkan an-
legen lassen, der dem Vesuv nach-
empfunden war. Der „Vesuv von 
Wörlitz“ wurde bei Gartenfesten 
des Fürsten zum feuerspeienden 
Vulkan.

Künstliche Inseln wurden angelegt 
und es gibt insgesamt 17 Brücken, 
die jeweils in einem anderen Stil 
gebaut wurden. Darunter finden 
sich Hängebrücken und auch eine 
Klappbrücke.

Die Gartenanlage erstreckt sich 
bis zu den Elbauen, ist durchzogen 
von Verbindungskanälen und er-
öffnet immer wieder neue Sicht-
achsen und Gartenteile.

Die Roseninsel wird ihrem Namen 
gerecht. Unzählige Rosenarten sind 
dort angesiedelt. 

Der Wörlitzer Park ist eine einma-
lige Gartenanlage, die ganzjährig 
zu besichtigen ist. Jährlich wird er 
von mehr als einer Million Besu-
cher aufgesucht.

Zu erreichen ist der Park Wörlitz 
von Berlin aus mit dem ICE – Ab-
fahrt Berlin-Hauptbahnhof. Umstieg 
in Wittenberg in den Bus Nr. 304 bis 
Wörlitz-Ziegelei. Nach einem Fuß-
weg von ca. 25 Minuten hat man den 
Park Wörlitz erreicht.

Mit dem Auto fährt man über die A9 
und erreicht in 1 Std. und 39 Min. 
die Parklandschaft Wörlitz.

G.R.

Bilder   
(von links nach rechts): 

Schloss
Blick vom Kirchturm

Inselvulkan beim „Ausbruch“ 
Gotisches Haus (Frontseite) 

Rousseau-Insel 
Luisenklippe

 

AUSFLUGSTIPP
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Hauptgeschäftsstelle
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Die Telefonberatung

Sie brauchen eine schnelle und kompetente Aus-
kunft zu Mietrechtsfragen? Sie haben aber keine 
Zeit für eine Beratung in einer unserer Beratungs-
stellen oder wohnen außerhalb Berlins? Dann ist 
unsere telefonische Mieterberatung für Sie ideal.

Die Telefonberatung ist nur für kurze, grundsätzliche 
Fragen geeignet. Prüfungen von Mieterhöhungen, 
Betriebs- und Heizkostenabrechnungen oder neu 
abzuschließenden Mietverträgen können nur im 
Rahmen eines persönlichen Gespräches stattfinden.

Als Mitglied im Mieterschutzbund Berlin e. V. 
stellen Sie Ihre Fragen an unsere Anwälte/innen 
ausschließlich unter der Rufnummer:

921 02 30 60 diese Nummer ist für die  
Rechtsberatung der Mitglieder reserviert.

Zu folgenden Zeiten: 

Montag – Freitag von 12.00 – 14.00 Uhr sowie
Dienstag und Donnerstag von 17.00 – 19.00 Uhr

Mieter werben Mieter

Sind Sie mit uns zufrieden? Dann empfehlen Sie 
uns weiter. Für jedes von Ihnen geworbene Mit-
glied erhalten Sie 5,- Euro auf Ihr Mitgliedskonto 
und haben darüber hinaus die Chance auf zusätz
liche Preise, die wir zum Jahresende verlosen.
Machen Sie mit – es lohnt sich!


